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1. Vorbemerkung  

Der Landesverband der Energie -  und Wasserwirtschaft Hessen/Rheinland - Pfalz e.V. 

(LDEW) vertritt die Interessen der hessischen und rheinland - pfälzischen Unternehmen der 

Energie -  und Wasserversorgung sowie der Abwasserentsorgung. Diese sind von Fragestel-

lungen des Klimaschutzes ebenso wie der Klimaanpassung auf vielfältige Weise betroffen.  

Vor diesem Hintergrund bedanken wir uns für die Möglichkeit, im Rahmen der Verbände-

anhörung des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, Forsten, 

Jagd und Heimat Stellung zum Entwurf für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Klima-

gesetzes  (HKlimaG)  nehmen zu können.  

Wir bitten um Berücksichtigung unserer nachfolgenden Hinweise im weiteren Verfahren.  

2. Gesamtbewertung  

Insgesamt geht der Gesetzentwurf aus Sicht des LDEW in die richtige Richtung. Eine Kopp-

lung  der hessischen Klimaschutzziele an die  Bundesziele, eine an einigen Stellen pragma-

tischere und unbürokratischere Vorgehensweise sowie ein zusätzlicher Fokus auf Klimaan-

passungsmaßnahmen sind gute und wichtige Schritte.  

Auf der anderen Seite benötigen wir weiterhin ambitionierte Klimaschutzziele und wirk-

same Instrumente, um diese zu erreichen. In der Gesamtschau der vorgesehenen Neuaus-

richtung von Monitoring, Berichten und Zuständigkeiten sowie der Umgestaltung des 

Klimab eirats befürchten wir eine Abschwächung  der Klimaschutzbemühungen in Hessen. 

Wir benötigen weiterhin wissenschaftlich abgeleitete, ambitionierte Maßnahmen zur Errei-

chung der Klimaschutzziele, an deren Umsetzung eine verantwortliche Stelle auch ein In-

teresse hat.  

Insbesondere d ie fehlende Verantwortung des für Klimaschutz zuständigen Ministeriums 

und die Übertragung  der Verantwortung  an  die einzelnen Ministerien  führt bei uns zu Fra-

gen: Wer ist zukünftig verantwortlich, wenn Ziele nicht erreicht werden? Wer fordert diese 

Verantwortung im Fall der Nicht - Erreichung ein? Besteht vielleicht sogar die Gefahr, dass 

die einzelnen Erkenntnisse gar nicht in ausreichendem Maße publik werden? Aus unserer 

Sicht ist eine Klarstellung im Gesetzentwurf erforderlich , wie künftig Ko ntrolle , Verantwor-

tung, zielorientierte Maßnahmensteuerung und notwendige Anpassungen bei Zielverfeh-

lung  garantiert werden . 
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3. Im Einzelnen  

3.1. Zu Artikel 1, Nr. 1 

In § 3  HKlimaG sollen die hessischen Treibhausgasminderungsziele künftig stärker mit na-

tionalen und internationalen Vorgaben verknüpft werden. Konsistente Minderungsziele 

mindestens auf Bundes -  und Landesebene begrüßen wir ausdrücklich.  

Eigene Landesziele führen zu einem verzerrten innerdeutschen Wettbewerb . Sie bedeuten  

zusätzliche Bürokratie, gerade für Unternehmen, die in mehreren Bundesl ändern aktiv sind. 

Dies betrifft u.a.  auch Stadtwerke und Regionalversorger, etwa bei Projekten Erneuerbarer 

Energien.  Außerdem führen sie zu höheren Infrastrukturkosten, weil hessische Infrastruk-

turbetreiber und Unternehmen im Bundesländervergleich die notwendige Transformation 

mit weniger Optimierungsspielraum, schneller und teurer umsetzen müssten.  

3.2. Zu Artikel 1, Nr. 2, lit. a)  

Wir begrüßen, dass die unterschiedlichen  Hauptemissionssektoren jeweils angemessene 

Beiträge zur CO2 - Reduktion erbringen sollen. In der Vergangenheit geschah dies oftmals 

nicht . Die Zielerreichung im Energiesektor  lag regelmäßig deutlich über den Beiträgen bei-

spielsweise des Verkehrssektors.  

3.3. Zu Artikel 1, Nr. 2, lit. b)  

Wir begrüßen Maßnahmen, die der Klimaanpassung zugutekommen . Klimaanpassung wird 

auch für die Energie -  und Wasserwirtschaft immer wichtiger . Dies gilt etwa dann, wenn es 

um eine sichere Wasserversorgung auch für die Zukunft geht, z.B. durch Verbundleitungen 

oder  Maßnahmen zur Erhöhung der Resilienz.  

Der Fokus  darf aber nicht  allein auf der Klimaanpassung liegen. Wir benötigen  gleichzeitig 

Maßnahmen zur Erreichung  ambitionierter Klimaschutzziele und Klimaanpassungsmaß-

nahmen . 

3.4. Zu Artikel 1, Nr. 4  

Bereits in der Stellungnahme zum Klimaschutzgesetz im Jahr 2022 haben wir dara uf hin-

gewiesen, dass wir die wissenschaftliche Besetzung des Klimabeirats begrüßen. Diese Po-

sition haben wir weiterhin. Wissenschaftliche Expertise unterschiedlichster Bereiche, die 

dann auch unterschiedliche Meinungen widerspiegeln dürfte, soll te  die Grundlage für fol-

gende  politische Entscheidungen bilden . Wenn zu früh bereits politische Erwägungen in-

nerhalb des Beirats Einzug finden, kann dies zu Unsauberkeiten in der Argumentat ion 
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führen. Aus LDEW - Sicht sollte der Weg sein : Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

legen im Rahmen des Klimabeirats ihre Einschätzungen vor, die Politik entscheidet.  

3.5. Zu Artikel 1, Nr. 5, lit. d)  

Der transparente Umgang mit der drohenden Zielverfehlung ist ehrlich und nachvollziehbar. 

Allerdings sollte die Lehre aus Zielverfehlungen sein, künftig rechtzeitig die notwendigen 

Maßnahmen zu ergreifen,  um  selbstgesteckte Ziele auch erreichen zu können. Ein kontinu-

ierlicher Berichtszyklus allein wird das Problem nicht lösen.  

3.6.  Zu Artikel 1, Nr. 7, lit. b)  

In § 9 Abs. 2 HKlimaG soll ein dreijähriger Berichtszyklus  über die Zielerreichung festgelegt 

werden. Dieser Rhythmus  ist aus unserer Sicht vertretbar. Zwar steigt im Vergleich zu kür-

zeren Zyklen die Gefahr, dass Erkenntnisse zu spät erlangt werden und deshalb Handlungs-

ableitungen zu spät und  damit zu höheren Kosten getroffen werden können . 

G leichzeitig haben auch wir ein starkes Interesse an weniger bürokratischen Hemmnissen, 

die gerade die Verwaltung regelmäßig daran hindert, ihrer Verantwortung bei wichtigeren  

Aufgaben  gerecht zu werden, wie etwa Genehmigungen beim Anlagenbau, bei Wasserrech-

ten  und Wasserschutzgebieten , etc.  

Ihre Ansprechpartner  

Für Rückfragen sowie eine Beteiligung im weiteren Prozess stehe n wir gerne zur Verfügung!  
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